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beraten. In Nordrhein-Westfalen, Nie-
dersachsen und Bremen wird die Zu-
ständigkeit bei den Kommunen liegen.
Berlin und Brandenburg siedeln den EA
beim Wirtschaftsministerium an, Sach-
sen und Sachsen-Anhalt bei Landesbe-
hörden. Im Saarland soll es zu einer Ko-
operation eines kommunalen Zweckver-
bands mit den Kammern kommen.

Föderale Vielfalt beim einheitlichen Ansprechpartner

In Schleswig-Holstein wird der einheitli-
che Ansprechpartner („EA“) bei einer ei-
gens dafür gegründeten Anstalt des öf-
fentlichen Rechts angesiedelt. Ähnliche
Pläne gibt es in Hessen. In Hamburg und
Thüringen ist ein „Allkammermodell“
geplant. Das heißt, dass ausschließlich
die Kammern dafür zuständig sind,
DienstleisterausdemAus-undInlandzu

Leserbrief

Zur Glosse „Wir dürfen bloß noch Hoch-
deutschkönnen“imStaatsanzeigervom
5. Dezember 2008 erreichte die Redak-
tion folgender Leserbrief:

„Wir können alles,
sprechen aber Deutsch“

Da wachen endlich einmal Spit-
zenpolitiker wegen der Verhun-
zung unserer Sprache auf und for-
dern ein Umdenken [...], schon
werden sie gebremst.

Viel zu sehr und in zu großem
Umfang [...] werden deutsche
Wörter und Alltagsbegriffe aus
dem Sprachgebrauch getilgt und
durch englische Wörter ersetzt.
Der Sinn dieses Unsinns erschließt
sich mir bis heute nicht [...].

Es geht hier nicht um Fachbe-
griffe wie Scanner, Laptop, Link
oder Homepage, obwohl man zu
einem Computer genauso gut
auch Rechner sagen könnte.

Stattdessen geben wir uns aber
größte Mühe, immer mehr deut-
sche Wörter geradezu mit Wonne
über Bord zu werfen. Da redet man
nicht mehr von Konzerten, Termi-
nen oder Treffen, sondern es sind
events, dates und meetings. Es gibt
keine CD-Spieler mehr, sondern
es sind Player und wir schauen
Free-TV oder Pay-TV. [...] Es sind
leider auch unsere Fernseh- und
„Print“medien (statt Druckme-
dien), die uns immer mehr mit die-
sen Begriffen überschütten [...]

Ich kann den Kommentar da-
her nicht ganz nachvollziehen,
und es verlangt kein Mensch, aus
einem Laptop einen Klapprech-
ner zu machen.

Aber müssen wir in unseren
Städten einen solchen Unsinn wie
„Sale“, „Yes, we are open“, oder
„Coffee to go“ massenweise aus-
hängen? Müssen wir unbedingt
immer mehr Werbung auf Eng-
lisch bringen [...]? Und müssen wir
sogar Wortungetüme wie „Fre-
quently asked questions“ oder
„public private partnership“ erfin-
den oder übernehmen [...]? Ich fra-
ge mich manchmal, wo ich eigent-
lich bin.

Man braucht sich auch nicht zu
wundern, wenn die deutsche
Rechtschreibung zunehmend den
Bach runtergeht, wenn man nicht
weiß, ob bei „Tourist Information“
nun die Buchstaben „en“ fehlen,
oder ob man dies Englisch spre-
chen muss. [...]

Die Liste wäre endlos, die Infla-
tion in diesem Bereich ist dreistel-
lig und ich denke, es wäre höchste
Zeit, gegenzusteuern. Die weit
überwiegende Mehrheit der Bür-
ger, davon bin ich überzeugt, sieht
es genauso.

Der Kommentar hierzu könnte
deshalb auch etwas anders lauten:
„Wir können alles, auch Englisch,
sprechen in unserem Land aber
trotzdem Deutsch.“

Manfred Fritz, Bad Saulgau

Sie können uns Leserbriefe per Post oder
E-Mail zukommen lassen. Bitte beach-
ten Sie, dass wir bloß Leserbriefe abdru-
cken können, die Sie uns unter Angabe
von Namen, Adresse und Telefonnum-
mer oder E-Mail-Adresse zusenden. Le-
serbriefe sind keine redaktionellen Mei-
nungsäußerungen. Die Redaktion be-
hält sich das Recht auf Kürzungen vor.

Vor 50 Jahren

Die Sisyphusarbeit der
„Genossen“

STUTTGART. Der Bericht über ei-
nen Antrag der „Abg. Dr. Gurk und
Gen. (CDU)“, mit dem sich der
Landtag am 14. Januar beschäftig-
te, zeigt zweierlei: Zum einen durf-
te man vor 50 Jahren auch Christ-
demokraten ungestraft als Genos-
sen bezeichnen – zumindest in
diesem Zusammenhang.

Zum anderen machten sich die
Landespolitiker ähnliche Sorgen
wie heute. Es ging ihnen um die Si-
tuation der Krankenhäuser. Das
Land müsse die Mittel für „drin-
gend notwendige Neu- und Erwei-
terungsbauten“ bereit stellen. Den
Krankenhausträgern seien die
„bei sparsamer Wirtschaftsfüh-
rung entstehenden Unkosten“ zu
vergüten und die Gehälter der
Pflegekräfte anzuheben. Um die
Kosten in den Griff zu bekommen,
empfahlen die „Genossen“ die
Verkürzung der durchschnittli-
chen Verweildauer pro Patient. Of-
fenbar haben weder die Probleme
noch die Rezepte zu ihrer Lösung
an Aktualität verloren.

Staatsanzeiger vom
21. Januar 1959

Entwurf zumneuen

Feuerwehrgesetz

inderAnhörung

STUTTGART. Kosten für Feuer-
wehreinsätze sollen in Zukunft
seltener aus den Kommunalkas-
sen übernommen werden als bis-
lang. Dafür ist eine Änderung des
Feuerwehrgesetzes geplant. Aller-
dings stellte Innenminister Heri-
bert Rech (CDU) in dieser Woche
klar, dass bei Bränden, öffentli-
chen Notständen und in Lebens-
gefahr weiterhin kein Geld von Be-
troffenen und deren Versicherun-
gen verlangt werde. Derzeit sei das
Gesetz in der Anhörung.

Nach Angaben aus dem Minis-
terium könne bereits jetzt bei vor-
sätzlicher Brandstiftung oder ei-
ner technischen Hilfe eine Rech-
nung gestellt werden. Im neuen
Gesetz werde der Katalog kosten-
pflichtiger Arbeiten erweitert.

Gewinner des neuen Feuer-
wehrgesetzes dürften Gemeinden
wie Crailsheim (Kreis Schwäbisch
Hall) sein, durch die Autobahnen
oder Bundesstraßen verlaufen.
Derzeit muss ein Autofahrer in elf
Bundesländern bei einem Unfall
auf diesen Straßen für einen Ein-
satz der Feuerwehr zahlen – nicht
so in Baden-Württemberg.

Der Landesrechnungshof hatte
wiederholt eine Änderung des
Feuerwehrgesetzes gefordert und
das Abrechnungsverhalten der
Rathäuser kritisiert. Bei einer Prü-
fung in 17 Städten und Gemeinden
seien von 2709 kostenpflichtigen
Einsätzen 522 tatsächlich bezahlt
worden, hatten die Finanzexper-
ten errechnet. (lsw)

Kurz notiert

Südwest-CDU fordert
Änderung bei Abwrackprämie

STUTTGART. Die CDU im Land
dringt auf Änderungen bei der Ab-
wrackprämie. Sie sei zwar „gut ge-
meint, aber nicht hinreichend
durchdacht“, sagte CDU-General-
sekretär Thomas Strobl am Mitt-
woch. Die Prämie in ihrer jetzigen
Form fördere vor allem den Ver-
kauf ausländischer Kleinwagen.
Hersteller wie Audi, Mercedes
oder Porsche würden vernachläs-
sigt und damit Arbeitsplätze in
Deutschland gefährdet. (lsw)

Verluste für niedergelassene
Ärzte sollen begrenzt werden

STUTTGART. Wenige Wochen
nach dem Start des Gesundheits-
fonds wollen Vertreter der Kassen-
ärztlichen Vereinigung Baden-
Württemberg (KVBW) mit den
Krankenkassen über eine Begren-
zung der Verluste niedergelasse-
ner Mediziner verhandeln. Praxen
sollten im Jahr 2009 bei den Hono-
raren höchstens ein Minus von
fünf Prozent hinnehmen müssen,
wurde vonseiten der KVBW in
Stuttgart vorgeschlagen. Gesund-
heitsministerin Monika Stolz
(CDU) begrüßte den Vorstoß. (lsw)

Pfister will Schwerpunkt auf
„sanften Tourismus“ legen

STUTTGART. Die Position Baden-
Württembergs als Tourismusland
soll ausgebaut werden. Wirt-
schaftsminister Ernst Pfister (FDP)
sagte auf der Reisemesse CMT in
Stuttgart, dass ein Schwerpunkt
dabei der „sanfte Tourismus“ sei –
also das umweltverträgliche Rei-
sen. (lsw)

Mehdorn: Vereinbarung zu
Stuttgart 21 in Kürze

STUTTGART. Bahnchef Hartmut
Mehdorn hat das umstrittene
Großprojekt Stuttgart 21 als „eines
der besten Konjunkturprogram-
me“ bezeichnet. In Kürze werde
die Finanzierungsvereinbarung
unterschrieben, sagte er am Mitt-
woch in Stuttgart: „Wir sind so-
weit.“ Einen Termin nannte Meh-
dorn aber nicht. (mars)

Baden-Württemberg ist ein
Tourismusland. FOTO: DPA

Porträt der Woche

Walter Deffaa,
bald Leiter der EU-Ge-
neraldirektion Steuern

Ganz oben angekommen

er Generaldirektor des internen
Audit-Dienstes. „Eine Art TÜV“,
wie er sagt, der Fragen nachgeht
wie: Funktioniert alles in der Kom-
mission, wie es soll? Halten sich
die Beamten an alle Regeln? Wer-
den die Steuergelder tatsächlich
zweckdienlich verwendet? Darum
kümmern sich Deffaa und sein
Team von gut 100 Mitarbeitern.
Kein Job, in dem man sich Freunde
macht, „sich aber Respekt verdie-
nen kann“, wie der mit einer Aale-
nerin verheiratete Vater von zwei
Töchtern berichtet. (kw)

Zwei Fragen . . .

Politisches Kalkül oder eigener Ver-

dienst: Welchem Umstand verdanken

Sie Ihren Aufstieg?

Ich denke schon, dass für die
Kommission die Fähigkeiten
und Leistung ihrer Beamten ent-
scheidend sind.

In welche Richtung wird sich die EU

weiter entwickeln?

Sie hat jetzt erstmal die Wirt-
schaftskrise zu meistern, und das
kann sie am besten in der Ge-
meinschaft. Jeder einzelne Staat
für sich wäre da verloren. So sehe
ich auch die Zukunft der Union.
In der Vielfalt liegt ihre Stärke.
Eine Arbeitsteilung zwischen
den Gemeinschafts-Institutio-
nen auf der einen, und den Na-
tionalstaaten und Regionen auf
der anderen Seite wird auch wei-
terhin das Gesicht der Europäi-
schen Union prägen.

BRÜSSEL. Es ist ein beeindru-
ckender Blick auf Brüssel, den
Walter Deffaa von seinem Büro im
26. Stock eines turmartigen EU-
Gebäudes genießt. In einem 270-
Grad-Panorama liegt ihm die bel-
gische Hauptstadt zu Füßen. Ato-
mium, Basilika, Königspalast –
über allem scheint der 54-Jährige
zu thronen. Doch im Juni wird der
in Ludwigshafen geborene und in
Mannheim aufgewachsene Volks-
wirt diesen Arbeitsplatz verlassen.
Der Schritt nach ganz oben in der
EU-Beamtenhierarchie zwingt ihn
dazu. Er wird Leiter der Generaldi-
rektion Steuern und Zölle.

Geplant, so sagt er, habe er das
alles nicht. Als er 1983 nach Studi-
um in Tübingen und Berlin sowie
einer Promotion an der Universi-
tät Hohenheim für ein sechsmo-
natiges Praktikum nach Brüssel
kam, sei er fest davon überzeugt
gewesen, den Dunstkreis Europas
bald wieder zu verlassen. 26 Jahre
sind seitdem vergangen, und der
Mann mit dem ungewöhnlichen
Nachnamen, dessen Herkunft und
Bedeutung er nicht kennt, ist im-
mer noch im Zentrum des EU-Ge-
schehens. Viele unterschiedliche
Posten bei der Kommission hat er
mittlerweile bekleidet. Zurzeit ist

Einheitlicher
Ansprechpartner Dienstleistungsrichtlinie:

Landgerät unter Zeitdruck
Nach mehr als einem Jahr Streit
um die Umsetzung der EU-
Dienstleistungsrichtlinie wird
die Zeit knapp. Verbandsvertre-
ter drängen die Landesregierung
zu einer Entscheidung.

Von Michael Schwarz

STUTTGART. Der eine steht „Ge-
wehr bei Fuß“, der andere wartet
„schon geraume Zeit darauf“, der
Dritte im Bunde der Verbandsver-
treter „harrt einer Entscheidung des
Landes“. Der Vierte, ein Ministeri-
umssprecher, sagt: „Wann eine Ent-
scheidung getroffen wird, können
wir derzeit nicht sagen.“ Und der
Fünfte, ein Oppositionspolitiker,
meint, verstanden zu haben, dass
sich „die Landesregierung noch in
der Inkubation, um nicht zu sagen
im Tiefschlaf“ befinde beziehungs-
weise „in einer Brutphase“.

Bebrütet wird die Umsetzung der
EU-Dienstleistungsrichtlinie, ge-
nauer gesagt die Einrichtung des so-
genannten einheitlichen Ansprech-
partners („EA“). Dass es eine leichte
Geburt ist, wird nach dem mehr als
ein Jahr währenden Streit zwischen
Kammern und Kommunalverbän-
den kein Beobachter der Landespo-
litik mehr behaupten.

EU-Dienstleistungsrichtlinie muss
bis Ende 2009 umgesetzt werden

Dabei liegen die Dinge anders als
bei der Dienstrechtsreform, deren
Verabschiedung Günther Oettinger
(CDU) am vergangenen Freitag auf
das Jahr 2010 verschoben hat. An-
ders als beim Beamtenrecht, das an
keinen gesetzlichen Termin gebun-
den ist, droht das Spiel auf Zeit zu ei-
ner riskanten Angelegenheit zu wer-
den. Die EU-Dienstleistungsrichtli-
nie muss bis Ende 2009 umgesetzt
werden. Ansonsten kann sich jeder
Dienstleister aus einem EU-Staat in
Baden-Württemberg ansiedeln und
voraussetzungslos und von Behör-

den und Kammern ungeprüft seine
Dienste anbieten. Dieses Damo-
klesschwert hängt über den Bun-
desländern, die in Deutschland für
die Umsetzung der Richtlinie ver-
antwortlich sind. Es hat dazu ge-
führt, dass sich zwölf Landesregie-
rungen zu einer Festlegung durch-
gerungen haben (siehe Kasten).

In Baden-Württemberg dagegen
steht eine Entscheidung noch aus.
Seit Ende 2007 liegen die Kommu-
nalverbände mit den Kammern über
Kreuz, und daran änderte auch
nichts, dass die Kommunalverbände
bei einer Anhörung des Wirtschafts-
ausschusses des Landtags im ver-
gangenen Mai ein „Kooperations-
modell“ präsentierten. Es sieht vor,
dass der EA sowohl bei Kommunen
als auch bei Kammern anzusiedeln
ist. Die Vertreter der Kammern po-

chen dagegen nach wie vor auf ihre
Alleinzuständigkeit im Rahmen des
Allkammermodells. Die Vertreter
der Kommunen sehen das Innenmi-
nisteriumanihrerSeite,währenddie
Kammern auf die Unterstützung des
Wirtschaftsministeriums bauen.

Seit vergangenen Herbst – da-
mals hatte Oettinger Gespräche mit
den Beteiligten geführt – stockt die
Umsetzung der Dienstleistungs-
richtlinie im Land. Die Verbands-
vertreter warten auf eine Richtungs-
entscheidung aus dem Staatsminis-

terium. „Die Verortungsentschei-
dung muss die Politik treffen“, sagt
Franz Nienhaus, Geschäftsführer
der IHK Schwarzwald-Baar-Heu-
berg, und spricht damit für viele
Verbandsvertreter. Auch wenn er,
der das Thema federführend für alle
Industrie- und Handelskammern
im Land betreut, etwas völlig ande-
res will als beispielsweise Norbert
Brugger, der die Angelegenheit für
den Städtetag betreut.

Kammern und Kommunalverbände
stehen in den Startlöchern

Sowohl Nienhaus als auch Brugger
haben Software-Lösungen vorbe-
reitet. Brugger arbeitet dabei mit der
Datenzentrale Baden-Württemberg
zusammen, die bereits für etwa 95
Prozent aller Gemeinden im Land
tätig ist. Karl Tramer, Chef der Da-
tenzentrale, geht davon aus, dass es
kostengünstiger ist als die Software
anderer Bundesländer. Es sei auch
kein Problem, die Kammern als ein-
heitliche Ansprechpartner zu inte-
grieren. Die Software lasse sich ent-
sprechend anpassen. Das Pro-
gramm läuft zu Testzwecken bereits
in Freiburg und Karlsruhe. Es baut
auf vorhandener Kommunalsoft-
ware auf. Dennoch habe die mehr
als einjährige Vorbereitung des
Tests gezeigt, dass die Umsetzung
viel Zeit in Anspruch nehme. Auf die
Frage, wie lange er für die Umset-
zung brauche, sagt er: „Ein Viertel-
jahr, besser noch ein halbes Jahr,
dann wäre mir schon wohler.“

Noch schneller würde es nach
Angaben von Gunther Quidde, E-
Government-Beauftragter der In-
dustrie- und Handelskammern,
beim Allkammermodell gehen.
Man sei gut vorbereitet und benöti-
ge nach einer Richtungsentschei-
dung der Politik lediglich ein bis
zwei Monaten. Wie Tramer will
Quidde service-bw, das Servicepor-
tal des Landes, nutzen. Quidde setzt
auf die Zusammenarbeit mit der
Datenzentrale: So will er die Ämter
in den Gemeinden einbinden.

Wer in der EU eine Dienstleitung anbieten will, soll sich ab 2010 an einen einheitlichen Ansprechpartner wenden können. FOTO: DPA


